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Die Europäische Union ist eine supranationale Organisation, die durch ihre Organe – in erster Linie durch das 
Europäische Parlament und den Rat – Rechtsakte im Rahmen von formalisierten Verfahren annehmen kann. 
Mit dem Vertrag von Lissabon wurden die Zuständigkeiten der EU erweitert und das Rechtsetzungsverfahren 
konsolidiert. Es bestehen jedoch immer noch einige Bruchlinien, die zu Inkohärenzen im Rechtsetzungssystem 
führen. So wird in den Verträgen beispielsweise zwischen „Rechtsakten“ und „Gesetzgebungsakten“ 
unterschieden, die unterschiedliche rechtliche Auswirkungen haben. Doch diese Unterscheidung beruht nicht 
auf einer kohärenten Systematik. Darüber hinaus gibt es für Gesetzgebungsakte neben dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren auch mehrere besondere Gesetzgebungsverfahren, die mit unterschiedlichen 
Mitbestimmungsrechten der Organe verbunden sind. In den meisten Fällen fasst der Rat den abschließenden 
Beschluss und die Mitbestimmungsrechte des Parlaments sind begrenzt. Es gibt nur sehr wenige Fälle, in denen 
das Parlament das Organ ist, das den Rechtsakt annimmt.  

Die Zusammenarbeit zwischen den Organen beruht auf den Grundsätzen des institutionellen Gleichgewichts 
und der loyalen Zusammenarbeit gemäß Artikel 13 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union. Diese 
Grundsätze gelten für alle Aspekte ihrer Zusammenarbeit und somit auch für die Zusammenarbeit im Rahmen 
von Verfahren zur Annahme von Rechtsakten. Das institutionelle Gleichgewicht beruht auf der Tatsache, dass 
mit den Verträgen ein System der horizontalen Verteilung der Zuständigkeiten zwischen den Organen 

                                                             
1Volltext der Studie in englischer Sprache:   
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738331/IPOL_STU(2022)738331_EN.pdf. 

ABRISS 

Im Rahmen dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle 
Angelegenheiten des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des Ausschusses für konstitutionelle 
Fragen (AFCO) in Auftrag gegeben wurde, werden die in den Verträgen verankerten 
Gesetzgebungsverfahren näher betrachtet. Im Mittelpunkt der Studie stehen besondere 
Gesetzgebungsverfahren, bei denen entweder das Parlament oder der Rat einen Rechtsakt unter 
Beteiligung (Anhörung oder Zustimmung) des jeweils anderen Organs annimmt. Dies soll jedoch 
nicht heißen, dass das beteiligte Organ den Inhalt des Rechtsakts nicht beeinflussen kann. 
Vielmehr muss der Standpunkt des beteiligten Organs gemäß den Grundsätzen des 
institutionellen Gleichgewichts und der loyalen Zusammenarbeit gebührend berücksichtigt 
werden. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/738331/IPOL_STU(2022)738331_EN.pdf
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geschaffen wurde, von dem die Organe selbst nicht abweichen können. Die loyale Zusammenarbeit setzt 
voraus, dass die Organe nach Treu und Glauben zusammenarbeiten, sich gegenseitig unterstützen und jegliche 
Maßnahmen unterlassen, die andere Organe an der Wahrnehmung ihrer Zuständigkeiten hindern würden. Es 
ist jedoch möglich und im Hinblick auf eine loyale Zusammenarbeit sogar wünschenswert, dass sich die Organe 
auf Arbeitsmethoden einigen, die ihre Zusammenarbeit erleichtern und fördern. 

Vor diesem Hintergrund hat der Ausschuss für konstitutionelle Fragen um eine Untersuchung der in den 
Verträgen verankerten besonderen Gesetzgebungsverfahren und insbesondere der Zusammenarbeit 
zwischen den beiden gesetzgebenden Organen, dem Parlament und dem Rat, ersucht. Das Ziel der Studie 
besteht darin, zu untersuchen, wie die besonderen Gesetzgebungsverfahren und insbesondere das 
Zustimmungsverfahren bislang bei der Annahme von Rechtsvorschriften oder bei Beschlüssen über andere 
Angelegenheiten legislativer Art umgesetzt wurden. Es wird analysiert, ob die Organe im Rahmen ihrer 
Befugnisse und im Einklang mit dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit interagiert haben, um einen 
erfolgreichen Ausgang der Verfahren sicherzustellen. Zu diesem Zweck wird im Rahmen der Studie die 
Annahme der letzten beiden mehrjährigen Finanzrahmen, der Vorschriften für die Wahlen zum Europäischen 
Parlament, des Untersuchungsrechts des Europäischen Parlaments, des Statuts des Europäischen 
Bürgerbeauftragten und der Vorschriften für die Zusammensetzung des Parlaments näher betrachtet.  

Im Hinblick auf die loyale Zusammenarbeit hat die Untersuchung der Dossiers ein gemischtes Bild ergeben. In 
einigen Fällen gab es eine intensive Zusammenarbeit und einen offenen, konstruktiven Dialog zwischen 
Parlament und Rat, um einen Kompromiss für den endgültigen Rechtsakt zu finden. In anderen Fällen 
verweigerte insbesondere der Rat die Aufnahme loyaler Verhandlungen, da er bereits mit dem ursprünglichen 
Entwurf des Parlaments nicht einverstanden gewesen war. Mit anderen Worten verweigerte er sich der Suche 
nach einem Kompromiss, da er der Ansicht war, dass sein Standpunkt von Beginn an nicht berücksichtigt 
worden sei. Dieses Verhalten ist mit dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit nicht vereinbar. Es darf jedoch 
auch nicht außer Acht gelassen werden, dass der Rat in den meisten Fällen, in denen ein besonderes 
Gesetzgebungsverfahren zum Einsatz kommt, einig handeln muss. Dies erfordert bereits im Vorfeld der 
Aufnahme der Verhandlungen mit dem Parlament ein enormes Maß an interner Koordinierung im Rat. Erst, 
wenn der Rat seinen Standpunkt festgelegt hat, kann er diesen zum Ausgangspunkt der Verhandlungen mit 
dem Parlament machen. 

Um hier Abhilfe zu schaffen und die Zusammenarbeit zwischen den Organen zu verbessern, gibt es einige 
Möglichkeiten und Instrumente, die zwar einzeln eingesetzt werden können, jedoch im Rahmen eines 
Gesamtkonzepts berücksichtigt werden sollten. Eine eher undiplomatische Option stellt die Anstrengung eines 
Verfahrens vor dem Europäischen Gerichtshof dar, bei dem geltend gemacht wird, dass ein anderes Organ 
gegen die Verfahrensrechte verstoßen oder sich nicht loyal und kooperativ verhalten hat. Ein 
entgegenkommenderer Ansatz besteht darin, dass die Organe ihre Beziehungen zueinander im Detail erörtern 
und im Rahmen von gemeinsamen Erklärungen und interinstitutionellen Vereinbarungen besondere 
Verfahrensrechte festlegen. Die Organe haben in der Vergangenheit bereits solche Vereinbarungen getroffen, 
wodurch sich ihre Beziehungen verbessert zu haben scheinen. Die Organe sollten in Betracht ziehen, bei 
besonderen Rechtsakten Rechtsetzungstechniken wie Revisions- und Verfallsklauseln einzusetzen. Obwohl 
dies zu einem höheren Arbeitsaufwand bei Gesetzgebungsverfahren führen kann, könnten sich daraus auch 
Möglichkeiten für eine bessere Zusammenarbeit ergeben, die zu einem früheren Zeitpunkt nicht möglich 
gewesen wäre. Darüber hinaus sollten die Organe in Erwägung ziehen, das bislang noch ungenutzte Potenzial 
der geltenden Verträge auszuschöpfen und die Aktivierung der sogenannten Brückenklauseln anzustreben. 
Mithilfe dieser Klauseln können die Organe ein besonderes Gesetzgebungsverfahren in ein ordentliches 
Gesetzgebungsverfahren und eine Beschlussfassung im Rat nach dem Einstimmigkeitsprinzip in eine 
Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit umwandeln, ohne hierfür eine ordentliche Vertragsänderung 
vornehmen zu müssen. Diese mit dem Vertrag von Lissabon eingeführten Klauseln sind bislang nicht genutzt 
worden. Doch in Anbetracht der Ergebnisse der Konferenz zur Zukunft Europas scheint es durchaus eine 
politische Dynamik zu geben, die die Nutzung dieser Klauseln nahelegt. Eine unkonventionelle Methode zur 
Überwindung von Blockaden ist schließlich das in Artikel 20 des Vertrags über die Europäische Union 
verankerte Instrument der Verstärkten Zusammenarbeit. Dieses Instrument ermöglicht es einer Gruppe von 
Mitgliedstaaten, ein Gesetzgebungsdossier voranzutreiben und zum Abschluss zu bringen. Dementsprechend 
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dürfen nur die beteiligten Staaten im Rat abstimmen. Dies kann für den Rat eine Möglichkeit sein, eine interne 
Einigung zu erzielen, auf deren Grundlage er anschließend Verhandlungen mit dem Parlament gemäß dem 
Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit aufnehmen kann.  
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